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KURZE BEGRÜNDUNG 

Vorschlag der Kommission 

 

Die Richtlinie 2011/92/EU (UVP-Richtlinie) legt fest, dass vor der Genehmigung von 

Projekten, die möglicherweise erhebliche Auswirkungen auf die Umwelt haben, eine 

Umweltverträglichkeitsprüfung durchgeführt werden muss. Die Richtlinie ist seit ihrer 

Verabschiedung im Jahr 1985 bereits mehrere Male geändert worden, doch sind diese 

Veränderungen nicht tiefgreifend genug gewesen, als dass sie den politischen, rechtlichen und 

technischen Entwicklungen gerecht geworden wären. In den vergangenen 25 Jahren ist die 

EU größer geworden. Gleichzeitig haben Umfang und Bedeutung der zu lösenden 

Umweltprobleme sowie die Anzahl großer Infrastrukturprojekte auf EU-Ebene zugenommen 

(z. B. grenzüberschreitende Vorhaben im Energie- oder Verkehrsbereich). Um diesen 

Veränderungen gerecht zu werden, werden mit dem Vorschlag zur Änderung der Richtlinie 

neue wichtige Aktualisierungen des rechtlichen Rahmens vorgenommen, mit denen Mängel 

im Screening-Verfahren behoben, die Qualität der Umweltverträglichkeitsprüfungen und die 

in ihnen enthaltenen Bewertungen verbessert sowie Risiken von Widersprüchen innerhalb der 

Bewertungsverfahrens beseitigt werden. Außerdem bleibt die Möglichkeit erhalten, diese 

Richtlinie nicht auf Projekte anzuwenden, die ausschließlich Zwecken der 

Landesverteidigung oder des Katastrophenschutzes dienen. 

 

Standpunkt des Verfassers der Stellungnahme 

 

Der Verfasser befürwortet die von der Kommission vorgeschlagenen Änderungen der 

Richtlinie, da seiner Auffassung nach aufgrund der grenzüberschreitenden Natur von 

Umweltproblemen (z.B. Klimawandel, Risiko von Naturkatastrophen) und von bestimmten 

Projekten Maßnahmen auf europäischer Ebene erforderlich sind, um für gleiche 

Wettbewerbsbedingungen zu sorgen und einen Zusatznutzen gegenüber den Maßnahmen 

einzelner Mitgliedstaaten zu bewirken. Dennoch ist der Verfasser der Meinung, dass die 

Richtlinie in einigen Bereichen durch wenige kleinere Änderungen weiter verbessert werden 

könnte. Zu diesen gehört die Einbeziehung der Auswirkungen, die das Bewertungsverfahren 

auf den Schutz des historischen Erbes oder auf den Fremdenverkehr haben kann, sowie die 

Anerkennung, dass grenzübergreifende Projekte, die für das europäische Verkehrswesen von 

entscheidender Bedeutung sind, anders einzuschätzen sind als Projekte mit 

grenzüberschreitenden Auswirkungen. Nach Auffassung des Verfassers ist diese 

Unterscheidung unabdingbar, um eine möglichst weitgehende Koordination der Maßnahmen 

sicherzustellen, damit die häufig eng gesetzten Fristen eingehalten werden können und die 

Erwartungen der zahlreichen öffentlichen und privaten Beteiligten erfüllt werden. Um den 

europäischen Gesetzesrahmen widerspruchsfreier zu gestalten, schlägt der Verfasser zudem 

einige kleinere Angleichungen an die Rechtsakte zu den TEN-V-Leitlinien vor. 

 

Diese Auffassungen finden ihren Niederschlag in folgenden Änderungsanträgen: 
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ÄNDERUNGSANTRÄGE 

Der Ausschuss für Verkehr und Fremdenverkehr ersucht den federführenden Ausschuss für 

Umweltfragen, öffentliche Gesundheit und Lebensmittelsicherheit, folgende 

Änderungsanträge in seinen Bericht zu übernehmen: 

Änderungsantrag 1 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 21 a (neu)  

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (21a) Es werden alle notwendigen 

Maßnahmen getroffen, damit die 

Vorhaben im Einklang mit den 

einschlägigen Vorschriften und 

Verfahren der Union und des nationalen 

Rechts durchgeführt werden, 

insbesondere unter Einhaltung des 

Unionsrechts in den Bereichen 

Umweltschutz, Klimaschutz, Sicherheit, 

Gefahrenabwehr, Wettbewerb, staatliche 

Beihilfen, öffentliche Aufträge, 

öffentliche Gesundheit und 

Zugänglichkeit. 

 

 

Änderungsantrag 2 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 21 b (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (21b) Für grenzübergreifende Projekte 

sollten die beteiligten Mitgliedstaaten und 

Nachbarländer die notwendigen 

Maßnahmen ergreifen, um 

sicherzustellen, dass die betroffenen 

zuständigen Behörden bereits in einer 

frühen Planungsphase 

zusammenarbeiten, um gemeinsam für 

eine ganzheitlich angelegte und 

einheitliche 

Umweltverträglichkeitsprüfung gemäß 
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den geltenden Vorschriften zur 

Kofinanzierung durch die EU zu sorgen. 

 

 

 

Änderungsantrag 3 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 22 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (22a) Eines der Ziele des von der EU 

ratifizierten und in ihre 

Rechtsvorschriften umgesetzten 

Übereinkommens von Århus ist es, das 

Recht auf Beteiligung der Öffentlichkeit 

an Entscheidungsverfahren in 

Umweltangelegenheiten zu gewährleisten. 

Diese Beteiligung auch von Verbänden, 

Organisationen und Gruppen – 

insbesondere nichtstaatliche 

Organisationen, die sich für den 

Umweltschutz einsetzen –, sollte daher 

weiterhin gefördert werden. Außerdem 

sollten die Elemente dieser Richtlinie in 

grenzübergreifenden Verkehrsprojekten 

gestärkt werden, wobei die bestehenden 

Strukturen für die Entwicklung von 

Verkehrskorridoren sowie die 

Instrumente zur Feststellung möglicher 

Auswirkungen genutzt werden sollten. 

 

 

 

Änderungsantrag 4 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 24 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (24a) Die Mitgliedstaaten und anderen 

Projektträger stellen sicher, dass 

Prüfungen grenzübergreifender Projekte 

effizient und ohne unnötige 
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Verzögerungen durchgeführt werden. 

 

 

 

 

 

Änderungsantrag 5 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Artikel 1 – Nummer 1 – Buchstabe b  

Richtlinie 2011/92/EU 

Artikel 1 – Absatz 2 – Buchstabe g a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 
(ga) „grenzübergreifender Abschnitt“: der 

Abschnitt, der die Kontinuität eines 

Vorhabens von gemeinsamem Interesse 

zwischen den am nächsten gelegenen 

städtischen Knotenpunkten auf beiden 

Seiten der Grenze zweier Mitgliedstaaten 

oder eines Mitgliedstaats und eines 

Nachbarlands gewährleistet; 
 

Begründung 

Um die Übereinstimmung zwischen der Richtlinie und dem Espoo-Übereinkommen sowie der 

neuen TEN-V Verordnung zu verbessern, sind derselbe Wortlaut und dieselben Definitionen 

zu verwenden. 

 

Änderungsantrag6 

 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Artikel 1 – Nummer 1 – Buchstabe c 

Richtlinie 2011/92/EU 

Artikel 1 – Absatz 3 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

3. Die Mitgliedstaaten können — auf 

Grundlage einer Einzelfallbetrachtung, 

sofern eine solche nach innerstaatlichem 

Recht vorgesehen ist — entscheiden, diese 

Richtlinie nicht auf Projekte anzuwenden, 

3. Die Mitgliedstaaten können — auf 

Grundlage einer Einzelfallbetrachtung, 

sofern eine solche nach innerstaatlichem 

Recht vorgesehen ist — entscheiden, diese 

Richtlinie nicht auf Projekte anzuwenden, 
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die ausschließlich Zwecken der 

Landesverteidigung oder des 

Katastrophenschutzes dienen, wenn sie der 

Auffassung sind, dass sich eine derartige 

Anwendung negativ auf diese Zwecke 

auswirken würde. 

die ausschließlich Zwecken der 

Landesverteidigung, des 

Katastrophenschutzes oder des Schutzes 

von historischem Erbe, das von den 

zuständigen Behörden des Mitgliedstaates 

als solches klassifiziert wurde, dienen, 

wenn sie der Auffassung sind, dass sich 

eine derartige Anwendung negativ auf 

diese Zwecke auswirken würde. 

Begründung 

Das historische Erbe ist ein bedeutender Bestandteil der kollektiven Identität; daher sollte es 

möglich sein, die Projekte zu seinem Schutz von der Anwendung dieser Richtlinie 

auszunehmen. 

 

Änderungsantrag 7 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Artikel 1 – Nummer 2 

Richtlinie 2011/92/EU 

Artikel 2 – Absatz 3 – Unterabsatz 1  

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 Für Projekte, bei denen die Verpflichtung 

zur Durchführung einer 

Umweltverträglichkeitsprüfung sowohl 

aufgrund dieser Richtlinie als auch 

aufgrund anderer EU-Rechtsvorschriften 

besteht, werden koordinierte oder 

gemeinsame Verfahren durchgeführt, die 

die Anforderungen der einschlägigen EU-

Rechtsvorschriften erfüllen. 

Für Projekte, und zwar auch für solche 

mit grenzüberschreitenden 

Auswirkungen, bei denen die 

Verpflichtung zur Durchführung einer 

Umweltverträglichkeitsprüfung sowohl 

aufgrund dieser Richtlinie als auch 

aufgrund anderer EU-Rechtsvorschriften 

besteht, werden koordinierte oder 

gemeinsame Verfahren durchgeführt, die 

alle Anforderungen der einschlägigen EU-

Rechtsvorschriften erfüllen. 

Begründung 

Die wichtigsten Verkehrskorridore im Rahmen der TEN-V-Vorhaben umfassen 

grenzüberschreitende Projekte von großer Bedeutung, bei denen eine gründliche UVP gemäß 

allen Bestimmungen geltender EU-Rechtsvorschriften erforderlich ist. 

 

 

Änderungsantrag 8 
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Vorschlag für eine Richtlinie 

Artikel 1 – Nummer 3 

Richtlinie 2011/92/EU 

Artikel 3 – Buchstabe b 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(b) Fläche, Boden, Wasser, Luft und 

Klimawandel; 

(b) Fläche, Boden, Wasser und Luft; 

Begründung 

(Siehe Änderungsantrag zu Artikel 3 Buchstabe ea (neu)) 

 

Änderungsantrag 9 

 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Artikel 1 – Nummer 3 

Richtlinie 2011/92/EU 

Artikel 3 – Buchstabe c 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(c) Sachgüter, kulturelles Erbe und 

Landschaft; 

(c) Sachgüter, kulturelles und historisches 

Erbe und Landschaft; 

Begründung 

(Siehe Änderungsantrag zu Artikel 1 Absatz 3) 

 

Änderungsantrag 10 

 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Artikel 1 – Nummer 3 

Richtlinie 2011/92/EU 

Artikel 3 – Buchstabe e b (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (eb) Fremdenverkehr, falls sich dieser 

erheblich auf die lokale und regionale 

Wirtschaftstätigkeit auswirkt; 

Begründung 

Die Durchführung bestimmter Projekte kann sich negativ auf die Tourismusbranche 
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auswirken, was sich seinerseits nachteilig auf die Wirtschaftslage bestimmter Mitgliedstaaten 

auswirken kann, vor allem dann, wenn die Wirtschaft eines Mitgliedstaates in hohem Maße 

vom Fremdenverkehr abhängt. 

 

 

Änderungsantrag 11 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Artikel 1 – Nummer 4 – Buchstabe a 

Richtlinie 2011/92/EU 

Artikel 4 – Absatz 3 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Bei Projekten des Anhangs II liefert der 

Projektträger Informationen über die 

Merkmale des Projekts, die potenziellen 

Auswirkungen des Projekts auf die Umwelt 

und die geplanten Maßnahmen, mit denen 

erhebliche Auswirkungen vermieden und 

verringert werden sollen. Anhang II.A 

enthält eine detaillierte Aufstellung der zu 

liefernden Informationen. 

Bei Projekten des Anhangs II, die unter 

Anwendung von Artikel 4 Absatz 2 einer 

fallweisen Prüfung unterzogen werden, 
liefert der Projektträger Informationen über 

die Merkmale des Projekts, die 

potenziellen Auswirkungen des Projekts 

auf die Umwelt und die geplanten 

Maßnahmen, mit denen erhebliche 

Auswirkungen vermieden und verringert 

werden sollen. Anhang II.A enthält eine 

detaillierte Aufstellung der zu liefernden 

Informationen. 

 

 

Änderungsantrag 12 

 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Artikel 1 – Nummer 5 

Richtlinie 2011/92/EU 

Artikel 5 – Absatz 3 – Unterabsatz 1 – Buchstabe e 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(e) die Umweltfaktoren gemäß Artikel 3, 

die möglicherweise erheblich 

beeinträchtigt werden; 

 

(e) die Faktoren gemäß Artikel 3, die 

möglicherweise erheblich beeinträchtigt 

werden; 

Begründung 

Der Umfang und die Detailtiefe der Informationen im Umweltbericht sollten nicht nur auf 

Umweltfaktoren beschränkt sein. 
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Änderungsantrag 13 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Artikel 1 – Nummer 5 

Richtlinie 2011/92/EU 

Artikel 5 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 Folgender Artikel 5a (neu) wird 

hinzugefügt:  

 (5a) Für grenzübergreifende Projekte 

ergreifen die beteiligten Mitgliedstaaten 

und Nachbarländer die notwendigen 

Maßnahmen, um sicherzustellen, dass die 

betroffenen zuständigen Behörden bereits 

in einer frühen Planungsphase 

zusammenarbeiten, um gemeinsam für 

eine ganzheitlich angelegte und 

einheitliche 

Umweltverträglichkeitsprüfung gemäß 

den geltenden Vorschriften zur 

Kofinanzierung durch die EU zu sorgen. 

 Im Falle von Verkehrsprojekten des 

transeuropäischen Verkehrsnetzes werden 

unter Verwendung des TENtec-Systems 

und der Natura-2000-Software der 

Kommission mögliche Auswirkungen auf 

das Netz „Natura 2000“ festgestellt sowie 

mögliche Alternativen benannt. 

Begründung 

Bei Verkehrsinfrastrukturprojekten sollte eine gemeinsame Anwendung der 

Computeranwendungen des TEN-V und des Netzes „Natura 2000“ erfolgen, um möglichen 

Probleme schon in einer frühen Phase vorzubeugen. 

 

 

 

Änderungsantrag 14 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Artikel 1 – Nummer 1 – Nummer 7 
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Richtlinie 2011/92/EU 

Artikel 7 – Absatz 5 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 Bei grenzübergreifenden Projekten von 

gemeinsamem Interesse auf dem Gebiet 

des Verkehrs, die in den Bereich eines in 

Anhang I der Verordnung zur Schaffung 

der Fazilität „Connecting Europe“ 

bezeichneten Korridors fallen, werden die 

Mitgliedstaaten in die Koordinierung der 

öffentlichen Konsultationen einbezogen. 

Der Koordinator stellt sicher, dass bei der 

Planung von neuen Infrastrukturanlagen 

eine umfassende öffentliche Konsultation 

unter Einbeziehung aller interessierten 

Kreise und der Zivilgesellschaft erfolgt. 

Auf jeden Fall kann der Koordinator 

hinsichtlich der Erstellung des 

Korridorplans und seiner ausgeglichenen 

Umsetzung Vorschläge vorlegen. 

Begründung 

Die Koordinatoren für die Korridore des transeuropäischen Verkehrsnetzes sollen in die 

Arbeiten der öffentlichen Konsultation einbezogen werden, damit möglicherweise auftretende 

Probleme vorzeitig erkannt werden können, wobei die zusätzliche Schwierigkeit 

grenzübergreifender Projekte zu berücksichtigen ist. 

 

 

 

Änderungsantrag 15 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Artikel 1 – Nummer 8 

Richtlinie 2011/92/EU 

Artikel 8 – Absatz 1 – Unterabsatz 1 – Einleitung 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Die Ergebnisse der Konsultationen und die 

gemäß den Artikeln 5, 6 und 7 eingeholten 

Angaben sind beim 

Genehmigungsverfahren zu 

berücksichtigen. Zu diesem Zweck enthält 

die Entscheidung über die Erteilung einer 

Die Ergebnisse der Konsultationen und die 

gemäß den Artikeln 5, 6 und 7 eingeholten 

Angaben sind beim 

Genehmigungsverfahren angemessen zu 

berücksichtigen. Zu diesem Zweck enthält 

die Entscheidung über die Erteilung einer 



 

PE510.526v02-00 12/18 AD\940225DE.doc 

DE 

Genehmigung folgende Angaben: Genehmigung folgende Angaben: 

Begründung 

In Artikel 6 Absatz 8 des Übereinkommens von Aarhus wird verlangt, dass das Ergebnis der 

Öffentlichkeitsbeteiligung „angemessen berücksichtigt“ wird: die weniger verbindliche 

Verpflichtung in der geltenden Richtlinie, mit der sichergestellt werden soll, dass bei der 

Entscheidung der zuständigen Behörde das Ergebnis der Öffentlichkeitsbeteiligung 

„berücksichtigt“ wird, entspricht daher nicht den Anforderungen des Übereinkommens von 

Aarhus. 

 

 

 

Änderungsantrag 16 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Artikel 1 – Nummer 8 

Richtlinie 2011/92/EU 

Artikel 8 – Absatz 1 – Unterabsatz 1 – Buchstabe c 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

eine Zusammenfassung der 

Stellungnahmen gemäß den Artikeln 6 

und 7; 

eine Zusammenfassung der 

angesprochenen Punkte gemäß den 

Artikeln 6 und 7; 

Begründung 

Die Buchstaben c) und d) enthalten die erforderlichen Angaben, um den Projektträger und 

die Öffentlichkeit darüber zu unterrichten, in welcher Weise die Ergebnisse der durch die 

Projektträger durchgeführten Umweltbewertung, die im Rahmen der Konsultation 

eingegangenen Stellungnahmen und andere einschlägige Aspekte die zuständige Behörde zu 

ihrer Entscheidung veranlasst haben. 

 

 

 

Änderungsantrag 17 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Artikel 1 – Nummer 8 

Richtlinie 2011/92/EU 

Artikel 8 – Absatz 2 – Unterabsatz 2 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Beschließt die zuständige Behörde, eine Beschließt die zuständige Behörde, eine 
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Genehmigung zu erteilen, so nimmt sie in 

die Genehmigung Maßnahmen zur 

Überwachung der erheblichen nachteiligen 

Umweltauswirkungen auf, um die 

Durchführung und die erwartete 

Wirksamkeit der Schadensbegrenzungs- 

und Ausgleichsmaßnahmen zu beurteilen 

und unvorhergesehene nachteilige 

Auswirkungen aufzudecken. 

Genehmigung zu erteilen, so nimmt sie in 

die Genehmigung Maßnahmen zur 

Überwachung der erheblichen nachteiligen 

Umweltauswirkungen sowohl in der 

Bauphase als auch in der Betriebsphase 
auf, um die Durchführung und die 

erwartete Wirksamkeit der 

Schadensbegrenzungs- und 

Ausgleichsmaßnahmen zu beurteilen und 

unvorhergesehene nachteilige 

Auswirkungen aufzudecken und 

Abhilfemaßnahmen zu ermöglichen. 

Begründung 

Es muss dafür gesorgt werden, dass sich die Überwachung auf die Bauphase und die 

Betriebsphase erstreckt, die in der Umsetzung von Bauprojekten von großer Bedeutung sind. 

 

 

 

Änderungsantrag 18 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Artikel 1 – Nummer 8 

Richtlinie 2011/92/EU 

Artikel 8 – Absatz 2 – Unterabsatz 3 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Die Art der zu überwachenden Parameter 

und die Dauer der Überwachung sollten 

der Art, dem Standort und dem Umfang 

des vorgeschlagenen Projekts sowie dem 

Ausmaß seiner Umweltauswirkungen 

angemessen sein. 

Die Art der zu überwachenden Parameter 

und die Dauer der Überwachung sollten 

der Art, dem Standort und dem Umfang 

des vorgeschlagenen Projekts sowie dem 

Ausmaß seiner Umweltauswirkungen 

angemessen sein. Diese Ergebnisse 

werden der zuständigen Behörde 

übermittelt und veröffentlicht. 

Begründung 

Es muss dafür gesorgt werden, dass sich die Überwachung auf die Bauphase und die 

Betriebsphase erstreckt und dass deren Ergebnisse der zuständigen Behörde übermittelt und 

veröffentlicht werden. 
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Änderungsantrag 19 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Artikel 1 – Nummer 9 – Buchstabe b 

Richtlinie 2011/92/EU 

Artikel 9 – Absatz 3 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Die Mitgliedstaaten können auch 

beschließen, die Angaben gemäß Absatz 1 

mit Abschluss der 

Umweltverträglichkeitsprüfung des 

Projekts durch die zuständige Behörde zu 

veröffentlichen.“ 

Die Mitgliedstaaten veröffentlichen die 

Angaben gemäß Absatz 1 mit Abschluss 

der Umweltverträglichkeitsprüfung des 

Projekts durch die zuständige Behörde.“ 

Begründung 

Im Einklang mit Artikel 9 Absatz 1. 

 

 

 

Änderungsantrag 20 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Artikel 1 – Nummer 11 

Richtlinie 2011/92/EU 

Artikel 12 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Die Kommission wird ermächtigt, 

delegierte Rechtsakte gemäß Artikel 12b 

zu den in Anhang III aufgeführten 

Auswahlkriterien und den Angaben in den 

Anhängen II.A und IV zu erlassen, um 

diese an den technischen und 

wissenschaftlichen Fortschritt anzupassen. 

Die Kommission wird ermächtigt, 

delegierte Rechtsakte gemäß Artikel 12b 

zur genaueren Bestimmung, nicht aber 

zur Ergänzung der in Anhang III 

aufgeführten Auswahlkriterien und der 

Angaben in den Anhängen II.A und IV zu 

erlassen, um diese an den technischen und 

wissenschaftlichen Fortschritt anzupassen. 

 

 

 

Änderungsantrag 21 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Artikel 1 – Nummer 1 – Nummer 11 
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Richtlinie 2011/92/EU 

Artikel 12 b – Absatz 2 (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Die Befugnisübertragung gemäß 

Artikel 12a wird der Kommission für einen 

unbestimmten Zeitraum ab dem [OPOCE 

please introduce date of the entry into force 

of this Directive] gewährt. 

Die Befugnisübertragung gemäß Artikel 

12a wird der Kommission für einen 

Zeitraum von fünf Jahren ab dem 

[OPOCE please introduce date of the entry 

into force of this Directive] gewährt. Die 

Kommission legt spätestens neun Monate 

vor Ablauf der fünf Jahre einen Bericht 

über die Befugnisübertragung vor. Die 

Befugnisübertragung verlängert sich 

stillschweigend um Zeiträume gleicher 

Länge, es sei denn, das Europäische 

Parlament oder der Rat widersprechen 

einer solchen Verlängerung spätestens 

drei Monate vor Ablauf des jeweiligen 

Zeitraums.  

 

 

 

Änderungsantrag 22 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Anhang I – Nummer 1 

Richtlinie 2011/92/EU 

Anhang II a – Nummer 3 – Buchstabe b 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

der Nutzung der natürlichen Ressourcen, 

insbesondere Boden, Flächen, Wasser und 

biologische Vielfalt, einschließlich 

hydromorphologischer Veränderungen. 

Nutzung der natürlichen Ressourcen, 

insbesondere Boden, Flächen, Wasser, Luft 

und biologische Vielfalt, einschließlich 

hydromorphologischer Veränderungen. 

Begründung 

Luft ist ebenfalls als natürliche Ressource zu berücksichtigen. 

 

 

 

Änderungsantrag 23 

Vorschlag für eine Richtlinie 
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Anhang I – Nummer 2 

Richtlinie 2011/92/EU 

Anhang III – Nummer 1 – Buchstabe c 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Nutzung der natürlichen Ressourcen, 

insbesondere Flächen, Boden, Wasser und 

biologische Vielfalt, einschließlich 

hydromorphologischer Veränderungen; 

Nutzung der natürlichen Ressourcen, 

insbesondere Flächen, Boden, Wasser, Luft 

und biologische Vielfalt, einschließlich 

hydromorphologischer Veränderungen; 

Begründung 

Luft ist ebenfalls als natürliche Ressource zu berücksichtigen. 

 

 

 

Änderungsantrag 24 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Anhang I – Nummer 2 

Richtlinie 2011/92/EU 

Anhang III– Nummer 1 – Buchstabe i 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Risiken für die menschliche Gesundheit 

(z. B. durch Wasserverunreinigungen oder 

Luftverschmutzung); 

Risiken für die menschliche Gesundheit 

(z. B. durch Wasserverunreinigungen oder 

Luftverschmutzung und Lärm 

einschließlich Erschütterungen); 

 

 

Änderungsantrag 25 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Anhang I – Nummer 2 

Richtlinie 2011/92/EU 

Anhang III – Nummer 3 – Buchstabe b 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Art der Auswirkungen; Art der Auswirkungen, einschließlich der 

Anzahl der geschaffenen Arbeitsplätze; 
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